
Zukunft des Glücksspiels: Regierung und 
Casinogegner sind einen Schritt weiter 
Während Monauni Abkommen für Sperrlistenaustausch unterzeichnet, reicht IG Volksmeinung 2263 Unterschriften für Casinoverbot ein. 

Elias Quaderer 
 
Die IG Volksmeinung brachte 
erstmals vergangenen Sommer 
eine Verfassungsinitiative ins 
Spiel, um die Casinos in Liech-
tenstein wieder zu verbieten. 
Doch der Startschuss für das 
Volksbegehren wurde immer 
wieder nach hinten gelegt, die 
Beratungen der Gruppierungen 
zogen sich hin – und manche 
hegten Zweifel, ob aus der Ini-
tiative noch etwas wird. Nun hat 
es die IG aber geschafft: Pünkt-
lich überreichte sie gestern der 
Regierungskanzlei 2263 Unter-
schriften für ihre Casinoverbot-
Initiative. Damit konnte die 
Gruppierung 750 Stimmbürger 
mehr von ihrem Vorhaben über-
zeugen, als mindestens nötig ge-
wesen wären. Zwar muss die Re-
gierungskanzlei die eingereich-
ten Unterschriftenbögen noch 
prüfen. Aber mit diesem Polster 
dürfte klar sein, dass die Verfas-
sungsinitiative zustande gekom-
men ist. Dementsprechend er-
klärte gestern IG-Präsident 
Hansjörg Frick auch: «Wir rech-
nen damit, dass unsere Initiative 
in der kommenden Landtagssit-
zung Anfang November disku-
tiert wird.»  

Abstimmung noch 2022: 
«Wenn man will, geht es» 
Die IG Volksmeinung hat bereits 
in den vergangenen Wochen an-
gedeutet, dass sie nicht davon 
ausgeht, dass das Casinoverbot 

im Landtag durchkommt. Denn 
als Verfassungsinitiative müss-
ten die Abgeordneten dem  
Vorstoss entweder einhellig zu-
stimmen, oder es bräuchte eine 
Dreiviertelmehrheit in zwei 
nacheinander folgenden Sitzun-
gen. Lehnt der Landtag das Be-
gehren ab, muss die Regierung 
eine Volksabstimmung anset-

zen. Und im Volk sieht die IG 
Chancen auf eine Mehrheit. Die 
Abstimmung wäre innert drei 
Monaten nach der November-
Session durchzuführen. Damit 
könnte es bis Mitte Februar dau-
ern, bis die Stimmbürger eine 
Entscheidung treffen.  

Doch Hansjörg Frick hofft, 
«dass die Abstimmung über das 

Casinoverbot ziemlich schnell 
nach der Landtagssitzung über 
die Bühne geht». Am liebsten 
wäre der IG, dass noch in die -
sem Jahr ein Entscheid gefällt 
wird. Ist dies überhaupt realis-
tisch? «Wenn man will, geht das 
schon», sagt Altregierungsrat 
Hansjörg Frick. Er räumt aber 
ein: «Es wird sicher etwas eng – 

zumal die Regierung nicht die-
selbe Eile in dieser Sache hat wie 
wir.» 

Listentausch-Abkommen: 
«Neuen Standard» gesetzt 
Der Zufall will es, dass gestern 
auch die Regierung in ihren Plä-
nen, den Casinoboom im Land 
einzuhegen, einen Schritt wei-
terkam. Wirtschaftsministerin 
Sabine Monauni unterzeichnete 
in Bern gemeinsam mit ihrer 
Schweizer Amtskollegin Karin 
Keller-Sutter das Abkommen 
zum gegenseitigen Austausch 
von Spieler-Sperrlisten. Da-
durch sollen künftig gesperrte 
Spieler in der Schweiz auch kei-
ne Casinos in Liechtenstein 
mehr besuchen können.  

Beide Ministerinnen spra-
chen von einem «Meilenstein», 
da es sich beim Abkommen um 
das erste seiner Art handle. «Mit 
dem heute unterzeichneten Ab-
kommen setzen wir einen neu-
en, beispielhaften internationa-
len Standard beim Spieler-
schutz», wird Monauni in einer 
Mitteilung zitiert. Bis das Ab-
kommen aber effektiv in Kraft 
tritt, dürfte es 2024 werden, da 
zuerst noch die Parlamente in 
beiden Ländern dem Listen-
tausch zustimmen müssen. 

«Nicht gegen Moratorium, 
sondern gegen Zeitpunkt» 
Bereits Anfang November dürf-
ten die Pläne der Regierung 
und der IG Volksmeinung wie-

der aufeinandertreffen. Denn 
in der nächsten Landtagsses -
sion werden die Abgeordneten 
nicht nur über das Casino -
verbot der IG Volksmeinung 
debattieren. Sondern auch das 
von Wirtschaftsministerin Mo-
nauni vorgeschlagene Bewilli-
gungsmoratorium für Casinos 
befindet sich auf der Traktan-
denliste. «Das könnte noch in-
teressant werden», sagte Hans-
jörg Frick gestern. Konkret 
schlägt die Regierung vor, dass 
bis Ende 2025 keine neuen Ca-
sinos im Land bewilligt werden. 
Die Verfassungsinitiative der  
IG sieht hingegen vor, dass die 
bestehenden Spielbanken in 
Liech tenstein innert fünf 
Jahren ihren Betrieb wieder ein-
stellen müssen. 

Befragt zum vorgeschlage-
nen Casinomoratorium der Re-
gierung hält Hansjörg Frick fest: 
«Wir sind nicht gegen das Mora-
torium per se, sondern gegen 
den Zeitpunkt.» Aus Sicht der 
IG Volksmeinung hätte die Re-
gierung abwarten sollen, bis 
Landtag und Volk über das 
Spielbankenverbot abgestimmt 
haben. «Wenn sich das Volk da-
für aussprechen sollte, dass die 
Casinos bestehen bleiben, wäre 
es uns nur recht, wenn die Re-
gierung ein Casinomoratorium 
ins Spiel bringt. Aber dass die 
Regierung bereits vor der Ab-
stimmung ein Moratorium vor-
schlägt, halten wir nicht für rich-
tig», schliesst Frick. 

Pünktlich überreichte die IG Volksmeinung ihre Unterschriften der Regierungskanzlei. Bild: Julian Konrad

Neue Studie: Politik soll auf Lebensqualität fokussieren 
«Wirtschaftswachstum – Tri-
lemma zwischen Wachstum, 
Umwelt und Lebensqualität» – 
so lautet der Titel der neuesten 
Studie der Stiftung Zukunft.li. 
Präsentiert wurde diese gestern 
im Ruggeller «Kommod» von 
Stiftungsratspräsident und Öko-
nom Peter Eisenhut sowie Zu-
kunft.li-Geschäftsführer Tho-
mas Lorenz. Die neu erschie -
nene Publikation wurde von der 
Geschäftsstelle der Stiftung Zu-
kunft.li verfasst – die wissen-
schaftlichen Grundlagen dafür 
lieferte das Zürcher Forschungs- 
und Beratungsunternehmen In-
fras. Inhaltlich widmet sich die 
Studie diversen Aspekten des 
Wirtschaftswachstums, analy-
siert Wachstum im internationa-
len Kontext, beleuchtet rele van -
te Wachstumsquellen, zeigt ver-
schiedene Wachstumskonzepte 
auf und legt den Fokus verschie-
dentlich auf Liechtenstein. 

Teils überraschende  
Studienergebnisse 
Die Studienergebnisse lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 
Das Wachstumspotenzial Liech-
tensteins sinkt – u. a. aufgrund 
des zu erwartenden bescheide-
nen Produktivitätswachstums 
und demografischer Stagnation 
der Altersgruppe der Erwerbstä-
tigen. Zur Steigerung des Poten-
zials kann gemäss Studie eine 

Erhöhung der Erwerbstätigen-
quote, der Anzahl Grenzgänger 
und der erwerbstätigen Frauen 
beitragen. Ein weiteres Ergebnis 
ist die Feststellung, dass Wachs-
tum, Umwelt und Lebens qua -
lität in teils harmonischem, teils 
konkurrierendem Verhält nis zu-
einanderstehen. Daher könne 
im gegenseitigen Abwägen kein 
Maximum, sondern vielmehr 
ein Optimum erzielt werden, 
was etwa eine rasche Entkopp-
lung zwischen CO2-Ausstoss 
und BIP-Wachstum auf globaler 
Ebene bedeute. Weiter wird an 
die heimische Wirtschaftspolitik 
lediglich die Note «gut» verge-
ben: Sie sei in der Vergangenheit 
im Verkehrs- und Raumpla-
nungsbereich zu wenig erfolg-
reich gewesen. In puncto «Opti-
males Wachstum» kommt die 
Studie zum Schluss, dass sich 
die Wirtschaftspolitik in Liech-
tenstein primär an einer Steige-
rung der Lebensqualität und ei-
ner intakten Umwelt ausrichten 
soll. Weiter soll sich die liechten-
steinische Klimapolitik an Effi-
zienz, Effektivität und Kosten-
wahrheit orientieren. Und: Der 
Verfassungsauftrag «Wohl-
fahrt» soll gezielt umgesetzt 
werden. 

Die Verantwortlichen der 
Stiftung Zukunft.li nahmen  
gestern in Ruggell ausführlich 
Stellung zur Studie. Thomas Lo-

renz zeigte auf, dass für ein klei-
nes Land wie Liechtenstein für 
die Wohlstandsmessung nicht 
primär das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP), sondern vielmehr 
das Bruttonationaleinkommen 
(BNE) ausschlaggebend sei. 
«Hier stellen wir fest, dass das 
BNE in Liechtenstein etwa dop-
pelt so hoch ist wie in der 
Schweiz», so Lorenz. Indes kön-
ne sich das BIP vorwiegend auf-
grund zweier Dynamiken än-
dern – einerseits aufgrund der 
Produktivität, andererseits auf-
grund der geleisteten Arbeits-
stunden. Eine Steigerung der 
Arbeitsstunden könne erzielt 
werden, wenn die bereits Er-
werbstätigen mehr Arbeitsstun-

den leisteten oder wenn mehr 
Menschen in Beschäftigung sei-
en – bezogen auf Liechtenstein 
könne dies durch eine Erhöhung 
der Anzahl der Zupendler oder 
durch eine höhere Erwerbs -
quote der inländischen Bevölke-
rung erfolgen, so Lorenz, der in 
diesem Zusammenhang auf die 
im internationalen Vergleich  
tiefe Frauenerwerbsquote in 
Liechtenstein einging: Erwerbs-
quote und Beschäftigungsgrad 
von Frauen seien wichtige As-
pekte für das künftige Wachs-
tumspotenzial Liechtensteins. 

Peter Eisenhut betonte, um 
die Armut in der Welt zu be-
kämpfen, sei auf globaler Ebene 
wirtschaftliches Wachstum un-

abdingbar. Im Gegensatz dazu 
führe ein Anstieg der Einkom-
men in einem Land wie Liech-
tenstein kaum noch zu höherer 
Zufriedenheit. «‹Wirtschafts-
wachstum Ja oder Nein?› ist in 
diesem Zusammenhang die  
falsche Frage. Wenn Wachstum 
nicht mehr dazu beiträgt, die 
Lebensqualität zu steigern, wird 
es unökonomisch», stellte  
Eisenhut fest. Daher solle in 
Liechtenstein Wirtschafts-
wachstum als solches kein ex-
plizites politisches Ziel mehr 
sein. «Vielmehr sollte die Politik 
sich auf die Bereiche der Le-
bensqualität fokussieren, die 
verbessert werden können», so 
Eisenhut. Mit dem vorhan de -
nen Indikatorensystem für eine 
nachhaltige Entwicklung be -
stehe bereits ein Instrument, 
das genutzt werden könne, um 
Lebensqualität als eigenständi-
ges politisches Ziel zu definie-
ren. «Entsprechend sollte es 
Prio rität in der politischen 
Agenda erhalten», so Eisenhut. 
Da raus resultiere ein «optima -
les Wachs tum», nicht zu viel 
und nicht zu wenig und abge-
stützt auf die Präferenzen der 
Bevölkerung. 

Klima: Auf maximalen 
Auslandsanteil verzichten 
Das Wirtschaftswachstum we-
sentlich beeinflussen werde in 

den kommenden Jahren die 
Klimapolitik, wie Peter Eisen-
hut weiter darlegte. Da es sich 
etwa bei CO2-Emissionen um 
ein globales Problem handle, 
lasse es sich nicht durch isolier-
te nationale Massnahmen  
lösen.  

Um die Klimaziele zu errei-
chen, sei eine rasche Entkopp-
lung zwischen CO2-Aus stoss 
und BIP-Wachstum auf globa-
ler Ebene unabdingbar. Auch 
wenn der Beitrag Liechten-
steins diesbezüglich nur mini-
mal ausfallen könne, ver lange 
eine liberale Haltung Verant-
wortung für die Folgen des ei-
genen Handelns. «Die Definiti-
on eines maximalen Auslands-
anteils von 10 Prozent am 
gesamten Reduktionsziel von 
50 Prozent bis 2030, wie ihn 
der aktuelle Vorschlag für die 
liechtensteinische Klimastrate-
gie vorsieht, schränkt die Effi-
zienz der eingesetzten Mittel 
allerdings unnötig ein», be-
mängelte Eisenhut. Der Stif-
tungsratspräsident plädierte 
daher dafür, auf einen maxima-
len Auslandsanteil zu verzich-
ten. Nur so könne Liechten -
stein seine Massnahmen dort 
ansetzen, wo jeder investierte 
Franken am meisten für den 
Schutz des Klimas beitrage. 
 
Dunja Goop

Präsentierten die Studie: Stiftungsratspräsident und Ökonom Peter 
Eisenhut sowie Zukunft.li-Geschäftsführer Thomas Lorenz. Bild: NV
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